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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2824/72 über die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der Interventionen 
durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 insbesondere 
auf Artikel 3 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2824/ 
72 des Rates vom 28. April 1972 über die allgemei- 
nen Regeln für die Finanzierung der Interventionen 
durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1175/75^) bestimmt, daß der Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit vor dem 
1. August 1975 die ab 1. Januar 1976 anwendbaren 
allgemeinen Regeln für die vollständige Finanzie- 
rung solcher Interventionsmaßnahmen erläßt, für die 
im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen 
keine Beträge pro Einheit festgesetzt sind. 

Mit Rücksicht auf mögliche Änderungen in der 
gemeinsamen Agrarpolitik und angesichts der auf- 
getretenen technischen Schwierigkeiten ist es ange- 
zeigt, die in Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2824/72 vorgesehenen Fristen zu verlängern — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2824/72 werden der 1. August 1975 durch den 
1. August 1977 und der 1. Januar 1976 durch den 
1. Januar 1978 ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind^ 
lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 5 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 7. Mai 1975, S. 8 
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Begründung 


1. Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik sieht vor, daß der Rat allgemei- 
ne Regeln zur Finanzierung der Interventionen zur 
Regulierung der Agrarmärkte festlegt. Zu diesem 
Zweck hat der Rat die Verordnung (EWG) Nr. 
2824/72 über die allgemeinen Regeln für die Finan- 
zierung der Interventionen durch den EAGFL, Abtei- 
lung Garantie, erlassen. Diese Verordnung enthält 
allgemeine Regeln für die Finanzierung der Inter- 
ventionen, für die im Rahmen der Marktorganisatio- 
nen feste Beträge pro Einheit festgesetzt wurden. 
Für Interventionen in Form von Ankauf, Lagerung 
und Verkauf, für die solche Beträge nicht festgesetzt 
wurden, sieht die Verordnung vor, daß der Rat vor 
dem 1. August 1975 allgemeine Regeln festlegt, die 
ab 1. Januar 1976 anwendbar wären. Daher wird 
gegenwärtig die Finanzierung dieser Kategorie von 
Interventionen durch Übergangsbestimmungen gere- 


gelt, die sich vor allem auf bestimmte Maßnahmen 
mit pauschalem Charakter stützen. 

2. 1975 hat die Kommission im Rahmen der derzei- 

tigen Regelung zusammen mit den Mitgliedstaaten 
Verbesserungen an den Durchführungsvorschriften 
vorgenommen und die diesbezüglichen Probleme 
weiter vertieft. 

Da jedoch mit der Aufstellung solcher allgemeinen 
Regeln zahlreiche technische Probleme verbunden 
sind und gegebenenfalls Änderungen in der Gemein- 
samen Agrarpolitik anstehen, dürften die Voraus- 
setzungen gegenwärtig nicht erfüllt sein, um einen 
neuen Schritt in der Finanzierung dieser Interven- 
tionen zu nehmen. Daher wird vorgeschlagen, die 
derzeitigen Regeln für die Finanzierung um zwei 
Jahre zu verlängern. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Januar 1976 ~ 1/4 - 680 70 - E - La 34/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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